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Leitsätze des Beschlusses 

1. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Einstweilige Anordnungen — 
Voraussetzungen — „Fumus boni iuris" — Dringlichkeit — Kumulativer Charakter — 
Abwägung sämtlicher betroffener Belange 

(Artikel 242 EG und 243 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 104 § 2) 
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2. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Voraussetzungen — „Fumus 
boni iuris" — Befugnisse des Richters der einstweiligen Anordnung — Ermittlung der 
Umstände, die es gestatten, bei der Bestimmung der Obergrenze, die bei der Festsetzung 
einer Geldbuße zu beachten ist, die wegen eines Verstoßes gegen die Wettbewerbsregeln 
gegen eine Unternehmensvereinigung verhängt wird, die Umsätze von deren Mitgliedern 
zu berücksichtigen — Ausschluss 
(Artikel 242 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 104 § 2; Verordnung Nr. 17 
des Rates, Artikel 15 Absatz 2) 

3. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Aussetzung der Verpflichtung, 
als Voraussetzung für die Abwendung der sofortigen Beitreibung einer Geldbuße eine 
Bankbürgschaft zu stellen — Voraussetzungen — Außergewöhnliche Umstände 

(Artikel 242 EG) 

4. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Aussetzung der Verpflichtung, 
als Voraussetzung für die Abwendung der sofortigen Beitreibung einer Geldbuße eine 
Bankbürgschaft zu stellen — Voraussetzungen — Schwerer und nicht wieder 
gutzumachender Schaden — Unternehmensvereinigung — Berücksichtigung der 
finanziellen Lage ihrer Mitglieder — Voraussetzung — Deckung der objektiven 
Interessen der Vereinigung und ihrer Mitglieder 

(Artikel 242 EG) 

5. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Aussetzung der Verpflichtung, 
als Voraussetzung für die Abwendung der sofortigen Beitreibung einer wegen eines 
Verstoßes gegen die Wettbewerbsregeln verhängten Geldbuße eine Bankbürgschaft zu 
stellen — Abwägung sämtlicher betroffener Belange 
(Artikel 242 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 104 § 2) 

6. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Einstweilige Anordnungen — 
Abänderung oder Aufhebung — Voraussetzung — Veränderte Umstände — Begriff 

(Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 108) 

1. Nach Artikel 104 § 2 der Verfahrens­
ordnung des Gerichts müssen Anträge 
auf einstweilige Anordnung die Um­
stände anführen, aus denen sich die 
Dringlichkeit ergibt; ferner ist die Not­
wendigkeit der beantragten Anordnung 
in tatsächlicher und rechtlicher Hin­
sicht glaubhaft zu machen (Fumus boni 
iuris). Diese Voraussetzungen bestehen 
kumulativ, so dass ein Antrag auf 
Aussetzung des Vollzugs zurückgewie­

sen werden muss, wenn eine von ihnen 
nicht erfüllt ist. Gegebenenfalls nimmt 
der Richter der einstweiligen Anord­
nung auch eine Abwägung der be­
stehenden Interessen vor. 

(vgl. Randnr. 13) 
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2. Die Ermittlung der Umstände, die es 
gestatten, im Fall einer Geldbuße für 
eine Unternehmensvereinigung wegen 
Verstoßes gegen die Wettbewerbsregeln 
bei der Anwendung der Obergrenze 
von 10 % gemäß Artikel 15 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 17 die Umsätze der 
Mitglieder der Unternehmensvereini­
gung heranzuziehen, verdient eine ver­
tiefte Prüfung und eine Beurteilung 
allein durch den Richter der Haupt­
sache. 

(vgl. Randnr. 59) 

3. Einem Antrag auf Aussetzung des Voll­
zugs der Verpflichtung, eine Bankbürg­
schaft als Voraussetzung dafür zu 
stellen, dass eine Geldbuße nicht sofort 
beigetrieben wird, kann nur bei Vor­
liegen außergewöhnlicher Umstände 
stattgegeben werden. Die Möglichkeit, 
die Stellung einer finanziellen Sicherheit 
zu verlangen, ist nämlich für Verfahren 
der einstweiligen Anordnung in den 
Verfahrensordnungen des Gerichtsho­
fes und des Gerichts ausdrücklich vor­
gesehen und entspricht einer allgemei­
nen und vernünftigen Vorgehensweise 
der Kommission. 

Das Vorliegen solcher außergewöhn­
licher Umstände kann grundsätzlich 
dann angenommen werden, wenn die 
Partei, die von der Stellung der verlang­
ten Bankbürgschaft befreit werden 

möchte, den Beweis dafür erbringt, dass 
es ihr objektiv unmöglich ist, diese 
Bürgschaft zu stellen. 

(vgl. Randnrn. 69-70) 

4. Der Richter der einstweiligen Anord­
nung, der mit einem Antrag auf Aus­
setzung des Vollzugs der Verpflichtung 
zur Stellung einer Bankbürgschaft als 
Voraussetzung für die Abwendung der 
sofortigen Beitreibung einer gegen eine 
Unternehmensvereinigung verhängten 
Geldbuße befasst ist, hat den Schaden 
dieser Vereinigung unter Berücksichti­
gung der finanziellen Lage ihrer Mit­
glieder zu beurteilen, wenn die objekti­
ven Interessen der Vereinigung nicht 
unabhängig von den Interessen der ihr 
angeschlossenen Unternehmen sind. 
Um zu klären, inwieweit die objektiven 
Interessen eines Verbandes von den 
Interessen seiner Mitglieder unabhän­
gig sind, kann berücksichtigt werden, 
dass es interne Regeln gibt, die es dem 
Verband erlauben, seine Mitglieder zu 
verpflichten. Eine Deckung der objek­
tiven Interessen des Verbandes und 
seiner Mitglieder kann sich jedoch aus 
anderen, von der Existenz oder dem 
Fehlen solcher Regeln unabhängigen 
Umständen ergeben. 

(vgl. Randnrn. 77, 80) 
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5. Bei der Bestimmung der Modalitäten 
der Aussetzung des Vollzugs der Ver­
pflichtung einer Unternehmensvereini­
gung zur Stellung einer Bankbürgschaft 
als Voraussetzung für die Abwendung 
der sofortigen Beitreibung einer Geld­
buße wegen Verstoßes gegen die Wett­
bewerbsregeln hat der Richter der 
einstweiligen Anordnung das Interesse 
der Vereinigung an der Abwendung der 
sofortigen Beitreibung der Geldbuße 
für den Fall, dass sie keine Bankbürg­
schaft zu stellen vermag, gegen das 
finanzielle Interesse der Gemeinschaft 
an einer Beitreibung und, allgemeiner, 
das öffentliche Interesse an einer Er­
haltung der Wirksamkeit der gemein­
schaftlichen Wettbewerbsregeln und 
der abschreckenden Wirkung der von 
der Kommission verhängten Geldbußen 
abzuwägen. 

(vgl. Randnr. 92) 

6. Der Richter der einstweiligen Anord­
nung kann nach Artikel 108 der Ver­
fahrensordnung des Gerichts die einst­
weilige Anordnung jederzeit wegen 
veränderter Umstände abändern oder 
aufheben. Als „veränderte Umstände" 
sieht er insbesondere tatsächliche Ge­
gebenheiten an, die seine Beurteilung 
ändern können. Zudem kommt in 
dieser Möglichkeit zum Ausdruck, dass 
die Maßnahmen des Richters der einst­
weiligen Anordnung nach dem Gemein­
schaftsrecht grundsätzlich vorläufigen 
Charakter haben. 

(vgl. Randnr. 97) 
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